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Von 
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Mitglied des Rates 
für französischspra-
chige Angelegen-
heiten und des Vor-
standes SVP Biel

Verkehrte grüne Welt

Wenn man den Abstimmungsergebnissen und 
den immer grösser werdenden Bewegungen 
Glauben schenkt, ist die Rettung unseres Pla-
neten auf dem richtigen Weg... es sei denn....
 
In der Schweiz werden ständig umweltfreund-
lichere Massnahmen ergriffen, oft auf Kosten 
der persönlichen Freiheit und vor allem des 
Geldbeutels der Steuerzahler, insbesondere der 
armen und mittleren Bevölkerungsschichten: 
Erhöhung der Steuern auf Kraftstoffe durch ein 
neues CO2-Gesetz, höhere Motorfahrzeugsteu-
ern, dem Ausstieg aus der Kernenergie (ja, dieser 
ist in den Köpfen mancher eine ökologische 
Massnahme) oder auch die höhere Belastung un-
serer Landwirte durch neue obligatorische Stan-
dards für die Tierhaltung, wobei jedes Mal die 
Direktzahlungen als Geisel genommen werden. 
 
Damit wir uns nicht falsch verstehen: Die ökolo-
gische Krise ist da, sie war noch nie dringender 
und entscheidender... Aber wir sollten darauf 
achten, einen klaren Kopf zu bewahren.
 
Zunächst einmal stellt sich die Frage nach dem 
Inhalt der gesamten Umweltpolitik, die von be-
stimmten Parteien betrieben wird und deren 
Grundlage sie sogar ist. Seit mehreren Monaten 
sind die Treibstoffpreise um mehr als 60% ge-
stiegen, weit mehr als die plus 14 Rappen pro 
Liter, die im Jahr 2021 abgelehnten CO2-Gesetz 
vorgesehen waren. Das Hauptargument dieses 
Gesetzes war seinerzeit, die Nutzung des motori-
sierten Individualverkehrs (MIV) zu reduzieren. 
Gibt es nun wirklich eine Veränderung in der 
Nutzung des MIV, wenn jetzt 70 Rappen pro 
Liter mehr bezahlt werden? Es ist zu hoffen, dass 
dies nicht in Vergessenheit gerät. Die Preiselasti-
zität ist sehr gering. Der Verbrauch sinkt nicht, 
weil viele Menschen, namentlich auf dem Land, 

schlichtweg zwingend auf ihr Auto angewiesen 
sind.

Erst kürzlich haben sich der Ständerat und der 
Nationalrat gegen eine Senkung der Treibstoff-
steuern und eine Erhöhung des Steuerabzugs 
für Pendler ausgesprochen. Wie steht es um 
die Volksnähe der Politiker? Nur die SVP hat 
versucht, die Situation für die Mittelschicht zu 
verbessern.
 
Man belastet mit einer hohen Steuerbelastung 
die Bürger und die einheimischen KMU, gleich-
zeitig droht uns auch noch eine Strommangel-
lage. Hinzu kommt die steigende Inflation. Die 
Kaufkraft nimmt ab und die heilige Energiewen-
de, die von der grünen Politik gepredigt wird, 
lässt sich nicht einmal mehr finanzieren. 

Mit der Energiestrategie 2050 will man einerseits 
aus der Kernenergie aussteigen, aber andererseits 
mittels fossilen Brennstoffen Notfallkraftwerke 
betreiben, damit uns nicht der Strom ausgeht. 
Wahrlich eine tolle Strategie..! Die Energiepro-
duktion aus Wind und Sonne ist nicht steuerbar. 
Hinzu kommt, dass der Bedarf allein schon auf-
grund der massiven Zuwanderung immer mehr 
steigt. Wie will man nun den wachsenden Bedarf 
decken und die Versorgung «garantieren», wenn 
die Gleichung dieser Gesamtrechnung ins Ne-
gative tendiert? Durch Strom-Importe, die aus 
deutscher Kohle oder amerikanischem Schie-
fergas (ökologisch äusserst suspekt) gewonnen 
wurde? Diese 2050-Strategie ist ein angekündig-
ter Fehlschlag.
 Bild: pixabay.com

An alle Gender-, Woke-, Klima-  

und weissgottnochwas-Aktivisten:

Geht endlich anständig arbeiten,  

damit Ihr wieder auf normale  

Gedanken kommt!

Die SVP wird zu oft als Klimaskeptiker bezeich-
net. Ich werde mehr sagen, Klima-scharfsinnig 
– ich habe vielmehr Skepsis gegenüber der 
Greenwashing-Politik der Linken und Grünen. 
In Anbetracht dessen ist die Zukunft der Ener-
giepolitik so schwarz wie Kohlenruss.
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Aktuelles der Jungen SVP  
auf einen Blick
In dieser Rubrik spricht der Präsident über Aktualitäten und  
politische Schwerpunkte der Jungen SVP.

Stop Woke!
Die Junge SVP kündet ihr Konto bei der UBS. Grund ist der 
politische Aktivismus der Grossbank. Die UBS engagiert sich 
vehement für die intolerante und zu Gewalt neigende Woke-
Kultur und erlässt abstruse und schädliche Woke-Vorschriften.

Die aus den USA in die Schweiz übergeschwappte Woke-Kultur ist eine 
radikale Ideologie, welche uns alle umerziehen möchte. Die Woke-Kultur 
gefährdet das freie Denken und Sprechen und schreibt uns detailliert vor, 
wie wir zu leben haben. Wer nicht mitmacht, wird von den intoleranten 
und teilweise gewaltbereiten Woke-Anhängern mit Shitstorms eingedeckt 
und ausgegrenzt. Bemerkbar macht sich die Woke-Kultur durch immer 
extremere und abstrusere Vorkommnisse.
So wurde beispielsweise an der Universität Genf eine Konferenz über die 
frühe Medikalisierung von Transgender-Kindern durch Woke-Anhänger 
so gewalttätig gestört, dass sie abgebrochen werden musste. Das «Moon 
& Stars»-Festival in Locarno sieht sich seinerseits seit Anfang Juni einem 
Shitstorm durch Woke-Aktivisten ausgesetzt, weil keine Frauen vertreten 
seien. Ausdruck der Intoleranz der Wokeness ist auch das Verbot des 
angeblich sexistischen Ballermann-Songs «Layla». Da auch der Konsum 
beispielsweise von Fleisch, Tabak und Flugreisen von woken Kreisen 
bekämpft wird, hat die woke Stadt Genf jegliche kommerzielle Werbung 
verboten. Diesem Frontalangriff auf die freie und offene Gesellschaft sagt 
die Junge SVP entschieden den Kampf an.
Deshalb reagiert die Junge SVP auf jüngste Entscheide der UBS, welche 
die grassierende Woke-Kultur auf die Spitze treiben. So erliess die UBS 
interne Sprachvorschriften, welche sicherstellen sollen, dass garantiert 
«genderneutral» kommuniziert wird. Diese Vorschriften enthalten einen 
Katalog, der angeblich negativ behaftete «Masculine-coded words» (mas-
kulin kodierte Wörter) auflistet, die zu vermeiden seien. Harmlose und zu 
unserem Sprachgebrauch gehörende Begriffe wie «active» (aktiv), «chal-
lenge» (Herausforderung) oder «objective» (Zielsetzung) sollen in den 
Augen der UBS «Macho-Wörter» sein, die durch feminine oder neutrale 
Ausdrücke zu ersetzen seien. 
Weiter macht sich die UBS vehement für die Pride stark, welche dieses 
Jahr unter dem Motto «Trans» gestanden hat – beispielsweise durch Spon-
soring, die Teilnahme an der Demo mit eigenem Wagen oder durch Social 
Media-Werbung. Die UBS verhilft dabei einer verschwindend kleinen, 
aber teilweise aggressiv auftretenden Minderheit grossen Einfluss auf 
Politik und Gesellschaft zu nehmen. Mit der Schützenhilfe der Grossbank 
können die Transgender-Ideologen fernab von biologischen Fakten und 
gesundem Menschenverstand gestörte Realitäten aufbauen und bewährte 
gesellschaftliche Werte umkrempeln. Insbesondere Kinder laufen Gefahr, 
dadurch verwirrt und psychisch geschädigt zu werden. Und obwohl die 
überwiegende Mehrheit der Menschen keine Probleme mit der eigenen 
Geschlechtsidentität hat, wird sie unter Druck gesetzt und mit Transgender-
Unsinn belästigt. 

UBS: Scheinheilige und unglaubwürdige Geschäfts
politik 
Dass sich die UBS dazu berufen fühlt, als politischer Player uns umzu-
erziehen und unsere freiheitliche Kultur zu zerstören, wirft die Frage der 
Glaubwürdigkeit auf. Weshalb setzt sich die UBS nicht in den vielen isla-
mischen Staaten wie Afghanistan, Iran, Nigeria oder Saudi-Arabien für die 
Betroffenen ein, in denen beispielsweise Homosexualität noch immer zur 
Todesstrafe führt? Weshalb bestehen mit diesen Ländern noch Geschäfts-
beziehungen? Das ist scheinheilig und unglaubwürdig. 

Für die Junge SVP und alle freiheitlich gesinnten Kräfte in diesem Land ist 
klar: Wir wollen von Woke-Aposteln wie der UBS nicht mehr länger vor-
geschrieben bekommen, wie wir uns politisch korrekt und genderneutral 
auszudrücken haben, was wir essen und wie wir unsere Freizeit verbringen 
sollen. Ebenfalls sollen unsere Kinder nicht mehr länger mit irgendwel-
chem Transgender-Unsinn belästigt werden. Wir wollen auch nicht mehr 
diskriminiert und stigmatisiert werden, nur weil wir eine andere Meinung 
haben. Wir haben die schädliche Woke-Umerziehung satt und künden 
deshalb unser Konto bei der UBS. Damit möchten wir die UBS dazu er-
mutigen, ihrem Geschäft nachzugehen und den scheinheiligen politischen 
Aktivismus sein zu lassen.

Die Junge SVP in den Medien
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«Layla» soll auf Platz 1 der 
Schweizer Hitparade!
Die immer stärker grassierende Woke-Kultur schlägt wieder mal zu. So 
soll der Ballermann-Song «Layla» verboten werden. Wir finden das nicht 
nur falsch, sondern halten diese Entwicklungen für eine ernste Bedrohung 
unserer freiheitlichen Kultur. Die woken Kreise möchten uns vorschreiben, 
wie wir zu denken, zu sprechen und zu leben haben. Ob man den Song 
cool oder doch eher geschmacklos findet, ist unerheblich. Entscheidend ist 
nur, dass jeder hören darf was ihm passt. Im Fall von «Layla» wird zudem 
insbesondere die künstlerische Freiheit verletzt.

Wir möchten ein Zeichen gegen diese Verbotskultur und Freudlosigkeit 
setzen. Besonders jetzt nach zwei Jahren Coronaeinschränkungen. Wir 
unterstützen deshalb den Song «Layla» mit einem Wettbewerb und dem 
Ziel, diesen auf Platz 1 der Schweizer Hitcharts zu kriegen. 

Und so sieht der Wettbewerb auf Facebook und Instagram aus:
«Spiel den Song «Layla» ab, mach ein kurzes Video davon und sende es 
uns per Facebook oder Instagram. 
Unter den Teilnehmern verlosen wir eine Reise für 2 Personen an den Bal-
lermann im Wert von CHF 600.–!!!

Was in Bern in der Brasserie Lorraine geschah, ist Rassimsus gegen Weis-
se. Das ist bedauerlich, sollte von einer freien Gesellschaft aber wegge-
steckt werden können. Nun haben aber genau jene woken Kreise, welche 
sich rassistisch benommen haben, uns die Anti-Rassmismus-Strafnorm 
aufgebrummt, mit welcher solche Handlungen bestraft werden können. 

Basierend auf der Anti-Rassismus-Strafnorm haben wir deshalb gegen die 
Verantwortlichen der Brasserie Lorraine Strafanzeige erstattet. Wir finden, 
dass die woken Kreise jetzt ruhig mal ihre eigenen Gesetze zu spüren be-
kommen sollen. Damit wollen wir die Gesellschaft darauf sensibilisieren, 
dass es zukünftig weniger von diesen unnötigen Gesetzen geben soll.

Liebe Freunde der Jungen SVP

Helfen Sie mit, Kinderleben zu retten

Unterschriftenbögen liegen dieser Zeitung bei.

Eidgenössische Volksinitiative

Einmal darüber schlafen
Für einen Tag Bedenkzeit vor jeder Abtreibung

Eidgenössische Volksinitiative

Lebensfähige Babys retten 
Für den Schutz von ausserhalb des  
Mutterleibes lebensfähigen Babys

 «Bei jedem wichtigen Entscheid im Leben macht es Sinn,  
 einmal darüber zu schlafen. Hier erst recht.»
 Andrea Geissbühler, Nationalrätin Kanton Bern

«Mit einem Tag Bedenkzeit können zahlreiche Babys in 
der Schweiz gerettet werden. Das muss es uns wert sein.»

Maria-Rita Marty, Kantonsrätin Kanton Zürich

 Eine Abtreibung ist kein belangloser Entscheid. 
 Deshalb soll mindestens ein Tag Bedenkzeit zur 
 Regel werden. Weitere Informationen mit QR-Code:
 einmal-darueber-schlafen-initiative.ch 

 «Ausserhalb des Mutterleibes lebensfähige Babys sollen wie  
 Frühgeburten mit einem absoluten Recht auf Leben behandelt  
 werden.» Yvette Estermann, Nationalrätin Kanton Luzern

«Fortschritte in der Medizin ermöglichen, dass auch  
Frühgeburten hohe Überlebenschancen haben. Das sollten 

wir nutzen.» Erich von Siebenthal, Nationalrat Kanton Bern

 Ein bereits ausserhalb des Mutterleibes lebensfähiges  
 Baby soll ein absolutes Recht auf Leben haben. 
 Weitere Informationen mit QR-Code:
 lebensfaehige-babys-retten-initiative.ch 

Jetzt unterschreiben!

Die Junge SVP erstattet Strafanzeige gegen die Brasserie Lorraine in Bern
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Janosch Weyermann, Vorstandsmitglied Pro Libertate, 
Stadtrat, Bern
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Wettbewerbsfrage: 

Wettbewerb Antwort auf Talon Seite 16 oder per Mail an idee@jsvp.ch

Wer mitmacht, kann gewinnen!

Zu gewinnen:  
5 Gutscheine für ein Essen im 
Restaurant Kleefeld in Bern, 
gestiftet von Grossrat und 
aNationalrat Thomas Fuchs 
sowie 5 attraktive Bücher-
preise aus dem Sortiment der 
Schweizerischen Vereinigung 
Pro Libertate.

Benutzen Sie den Talon  
auf Seite 16 oder senden  
Sie die Lösung via Mail an  
idee@jsvp.ch

Auflösung Wettbewerb  
DIE IDEE 2/22
Die Frage war: Wer ist auf diesem 
Kunstwerk in einer Industriehalle er-
kennbar und um was für ein Industrie-
areal handelt es sich?

Auflösung: 

Die Wettbewerbsfrage war schwierig. Es 
sind fast nur falsche oder nicht komplette 
Antworten eingetroffen.
Richtige Antwort. Es handelt sich um das 
erkennbare Gesicht von Christoph Blocher 
im Industrieareal der alten Zellulosefabrik 
Attisholz in Riedholz.

Die Gewinner sind:

H. Jirenec, 3603 Thun / Priska Sonde-
regger, 8600 Dübendorf / Daniel Hutter, 
4502 Solothurn / Janice Fynn Lois Brüng-
ger, 4500 Solothurn

Am 25. September 2022 stimmt auch  der Kanton Bern über die Einführung 
des Stimmrechtsalters 16 ab. Es ist zu hoffen, dass es in Bern ebenfalls ein so 
wuchtiges Nein geben wird wie im Kanton Zürich.

Was fällt Ihnen auf 
dem Abstimmungs-
plakat der Jungen 
SVP auf? 

Von 
Thomas Matter, 
Unternehmer,  
Nationalrat SVP  
Kt. Zürich, 
Meilen ZH

Stellen Sie sich  
einmal vor...

Stellen Sie sich einmal vor, in Basel und in Köln 
den Rhein zu überschreiten ohne nasse Füsse zu 
bekommen. Im Bodensee ohne Boot die Insel-
stadt Lindau zu erreichen. In Zürich zwischen 
Februar und September keinen einzigen Tag 
Regen zu haben. Die Risse im Boden von der 
Trockenheit so gross, dass man die Beine darin 
baumeln lassen kann. Bäume ohne Blätter schon 
im August. Menschen und viele Tiere, die jäm-
merlich verdursten. Stellen Sie sich vor, was los 
wäre, wenn wir so ein Trockenjahr hätten.
Über ein halbes Jahr keinen einzigen Regentag. 
Elf Monate extreme Trockenheit und Hitze. Die 

Forscher reden von einer «Mega-Dürre». Da 
kein Wasser verdunsten kann, heizt sich die Luft 
immer weiter auf. Dreimal so viele Tage über 
30 Grad als normal. Stellen Sie sich vor, all das 
würde im Jahr 2023 passieren.
 
Dann würden die Meteorologen und die Klima-
tologen die absolute Klima-Katastrophe aus-
rufen. Die Weltrekord-Hitze sei die Folge vom 
menschengemachten CO2-Ausstoss, von den 
Verbrennungs-Motoren der Autos, vom Heizöl, 
überhaupt von unserer Luxus-Gesellschaft mit 
einem viel zu grossen ökologischen Fussab-
druck. Es gäbe riesige Demos, Volksaufstände, 
eine fieberhafte Suche nach Schuldigen. Wir 
würden im April autofreie Sonntage einführen 
und im Mai das Autofahren ganz verbieten. Das 
Wasser würde in Flaschen rationiert, der Fleisch-

konsum untersagt, die Badis wären geschlossen 
usw.
 
Und wenn im Oktober nach neun trockenen 
Hitzemonaten eidgenössische Wahlen wären, 
würden die Grünen 60 Prozent und die Grün-
liberalen 30 Prozent der Stimmen ausmachen. 
Aber wissen Sie was? Alles, was ich beschrie-
ben habe, ist wirklich passiert - nämlich im 
Hitzejahr 1540. Es hat ein Jahr lang fast nie 
geregnet. Hunderte von Chronisten haben die 
Katastrophe beschrieben. Damals gab es noch 
kaum menschengemachten CO2-Ausstoss, keine 
Autos und Lastwagen, keine einzige Ölheizung, 
keine Industrie, kein Beton und kein Plastik.
 
Wir müssen wissen, gemäss der historischen 
und klimatischen Wahrscheinlichkeits-Berech-
nung wird sich so eine Jahrtausend-Hitze und 
-Trockenheit irgendwann wiederholen. Und es 
ist sogar wahrscheinlich, dass es nach fast 500 
Jahren nicht nochmal solange geht, bis es sich 
wiederholt. Gegen dieses Schicksal sind wir 
Menschen machtlos. Darum hören Sie nicht 
auf die Klima-Panikmacher, die Ihnen aus po-
litischem Machtstreben ständig Angst machen. 
Die Grünen und die Roten sind in Sachen Wetter 
genauso machtlos wie wir alle! Geniessen wir 
doch einfach den schönen Sommer!
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Politische Macht als Erzfeind der Freiheit
Der Liberalismus ist die Philosophie der Frei-
heit. Liberalen geht es um das Erreichen und 
den Erhalt einer offenen Gesellschaft, die sich 
durch individuelle Freiheitsrechte statt Kollek-
tivismus, durch Vertragsfreiheit statt politische 
Befehle, durch Marktwirtschaft statt Planwirt-
schaft auszeichnet.
Die Forschung zeigt, dass eine solche Ordnung 
zu wesentlich besseren Ergebnissen im Hinblick 
auf Frieden, Wohlstand, Fortschritt, Gerechtig-
keit und Glück führt als geschlossene Gesell-
schaften. Deshalb erachten viele Liberale die 
Freiheit als ein geeignetes Mittel, um die oben 
erwähnten Zwecke zu erreichen.
Freiheit wird aber oft auch als Wert per se erach-
tet, da sie ein wesentlicher Teil dessen ist, was 
es bedeutet, Mensch zu sein. Demnach ist die 
menschliche Würde untrennbar mit der indivi-
duellen Freiheit verbunden.
Im Hinblick auf das gesellschaftliche und po-
litische Leben bedeutet Freiheit im liberalen 
Sinne die Minimierung menschlichen Zwangs. 
Es geht dabei nicht um natürliche Sachzwänge 
wie etwa die Notwendigkeit zu Atmen, Trinken 
oder Essen, sondern um menschliche Gewalt-
androhung und -anwendung. Jeder soll seine 
Entscheidungen, was er mit seinem Körper und 
rechtmässig erlangten Eigentum tun möchte, 
nach eigenem Gutdünken treffen dürfen, solange 
er keinen Zwang gegenüber anderen Menschen 
anwendet. Dem zugrunde liegt das humani-
stische Ideal, wonach jeder Mensch Zweck per 
se sein soll, und nicht Mittel für die Zwecke 
anderer, zumindest nicht unfreiwillig.
Die Freiheit kann sinnvollerweise also nur durch 
ihre Abwehrrechte (gegen Zwang) definiert und 
universell durchgesetzt werden. Der Ökonom 
Roland Baader (1940–2012) formulierte es so: 
«Das einzig wahre Menschenrecht ist das Recht, 
in Ruhe gelassen zu werden – von jedem, den 
man nicht eingeladen hat oder den man nicht 
willkommen heisst.» 
Nach liberaler Auffassung meint Freiheit nicht 
die Möglichkeit, etwas zu tun, wenn einem die 
dafür nötigen Mittel fehlen. Dies ist das sozi-
alistische Verständnis von «Freiheit», dass in 
einem diametralen Widerspruch zum liberalen 
Freiheitsverständnis steht. Denn zur Durchset-
zung solcher «Anspruchsrechte» müssten zen-
trale Abwehrrechte verletzt werden. Es geht hier 
beispielsweise um Forderungen wie kostenlose 
Bildung und medizinische Versorgung oder ein 
«bedingungsloses Grundeinkommen». Denn 
die Gewährleistung von solchen sozialistischen 
«Freiheiten» erfordern Zwangsmassnahmen 
(Androhung eines Übels oder die Anwendung 
von Gewalt) gegen jene, die solche politischen 
Begehrlichkeiten gegen ihren Willen finanzieren 
oder durch unbezahlte oder unterbezahlte Arbeit 
bereitstellen sollen. Dies wiederum stellt einen 
fundamentalen Eingriff in den Grundgehalt der 
individuellen Freiheit dar und würde vorausset-
zen, andere Menschen gerade nicht «in Ruhe zu 
lassen», sondern sie zu terrorisieren. Die liberale 
Freiheitsdefinition kommt ohne Macht aus, die 
sozialistische hingegen erfordert Macht – sehr 
viel Macht sogar.

Macht als ärgste Widersacherin des 
Liberalismus
Dass die friedensstiftende, freiheits- und wohl-
standsfördernde liberale Vision bislang noch 
nirgendwo auf der Welt konsequent umgesetzt 
werden konnte, liegt vor allem an ihrer ärgsten 
und hartnäckigsten Widersacherin: der Verlo-
ckung der Macht.
Mit Macht ist hier nicht die Autorität einer 
Vorbilds- oder Vertrauensperson gemeint, die 
ein Mensch aufgrund seiner Erfahrung, Werte, 
Rolle, Ausstrahlung, Handlungen, oder seines 
Wissensvorsprungs erlangen kann.
Gewiss hat ein charismatischer Popstar oder 
Instagram-Influencer das Potenzial, Millionen 
von Fans zu beeinflussen, genauso wie ein wort-
gewandter Intellektueller, der auf die öffentliche 
Meinung einwirkt. Natürlich hat auch ein Arzt 
«Macht» über seine Patienten, ein Vorgesetzter 
über seine Untergebenen, eine Ehefrau über 
ihren Ehemann und umgekehrt. Doch wir wol-
len bei diesen Phänomenen in Abgrenzung zu 
unserem engeren Verständnis von Macht von 
natürlicher Autorität sprechen, weil sie nicht auf 
menschlichem Zwang basieren.
Ein Patient kann seinen Hausarzt bei Unzu-
friedenheit wechseln. Ein Angestellter kann 
seinen freiwillig eingegangenen Arbeitsvertrag 
auflösen und sich eine andere Stelle suchen. 
Eheleute haben die Möglichkeit, sich scheiden 
zu lassen. All diese Beziehungen beruhen nicht 
auf Gewalt androhung oder Gewaltanwendung, 
sondern auf Freiwilligkeit.
Wenn also Macht als Hauptwidersacherin des 
Liberalismus beschrieben wird, so ist damit jene 
Macht gemeint, die es einem Einzelnen oder 
einer Gruppe von Menschen erlaubt, anderen ih-
ren Willen durch die Androhung oder Ausübung 
physischer Gewalt aufzunötigen. Es geht nicht 
um die Fähigkeit, seine Mitmenschen mit guten 
Argumenten oder Angeboten (die sie ablehnen 
können) zu überzeugen, sondern diese gegen ih-
ren Willen zu Handlungen oder Unterlassungen 
zu zwingen (die sie ablehnen würden, wenn sie 
die freie Wahl hätten). Die Machtfülle bestimmt 
sich folglich durch das Angriffspotenzial.
Je mehr Zwang in einer Gesellschaft verbreitet 
ist, desto stärker ist die individuelle Freiheit 

eingeschränkt und desto schlechter steht es um 
den Frieden, Wohlstand und das Glück. Das 
Ziel muss es deshalb sein, Macht, respektive die 
problematische Zwangsausübung in der Gesell-
schaft auf ein absolutes Minimum zu reduzieren, 
damit es allen willigen Individuen möglich ist, 
ein selbstbestimmtes Leben in Eigenverantwor-
tung zu führen und so ihre selbstgesetzten Ziele 
mit eigens definierten Mitteln zu erreichen. 

Ausbreitung des öffentlichen 
Rechts
Vom liberalen Ideal der Minimierung der 
Zwangsanwendung haben wir uns heute weit 
entfernt. Der Zwang breitet sich geradezu tsu-
namiartig aus. Es ist kaum ein Bereich unseres 
Lebens mehr übrig, in welchem der Staat nicht 
illegitimen Zwang auf die Bürger ausübt, um die 
Geschmäcker, Präferenzen und Sonderinteres-
sen jener Gruppen für allgemeinverbindlich zu 
erklären, die das staatliche Gewaltmonopol am 
stärksten zu beeinflussen und zu kontrollieren 
vermögen.
So werden wir etwa zur Finanzierung von Opern 
und Theatern angehalten, zur Unterstützung von 
Landwirten und taumelnden Banken, zur Lei-
stung von «Entwicklungshilfe» an Diktatoren 
und Kohäsionsmilliarden an die EU, zur Bezah-
lung überrissener Beamtensaläre, dreister Be-
hördenpropaganda und einseitig berichtenden 
Medien, zur Finanzierung von an reiche Günst-
linge vermietete «Sozialwohnungen» bis hin 
zum städtischen Fahrradverleih, der die private 
Konkurrenz aus dem Markt drängt. Wir werden 
genötigt, Gender-Lehrstühle und NGOs zu un-
terstützen, die mit unserem Geld oftmals teure 
Abstimmungskämpfe gegen unsere eigenen 
Überzeugungen betreiben. Ohne staatliche Li-
zenzen werden uns viele Berufe und Tätigkeiten 
verboten, die von anderen freiwillig nachgefragt 
würden. Es gibt den Krankenkassenzwang, den 
AHV-Zwang (bei Angestellten auch den Pensi-
onskassenzwang), den Annahmezwang bei Zah-
lungen in staatlicher Währung, den Schulzwang 
und so weiter und so fort.
Diese Tendenzen spiegeln sich auch im Recht 
wider: Das öffentliche Recht, das durch eine 
Untertanenbeziehung zwischen staatlichen Ak-
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teuren (denen man eine privilegierte Position 
einräumt) und Bürgern gekennzeichnet ist, dehnt 
sich auf Kosten des alle Parteien gleichbehan-
delnden Privatrechts immer weiter aus. Diese 
Entwicklung geht auf Kosten der Freiheit der 
Bürger. Die Macht des Staates wächst auf immer 
ungesündere Weise.
Die Suche und Implementierung von raffinierten 
Mechanismen und Anreizen, um die Staatsge-
walt nachhaltig im Zaum zu halten, erweist 
sich also als besonders dringlich. Es gilt, die 
fiskalische Gier und die Regulierungswut in 
den Griff zu kriegen, den masslosen Ausbau 
der Verwaltung zu stoppen und umzukehren. 
Auch der politische Wettbewerb sollte gestärkt 
werden, weil die Möglichkeit einer «Abstim-
mung mit den Füssen» eine effektive Methode 
ist, damit Steuerzahler von Gebieten mit einem 
schlechten Preis-Leistungs-Verhältnis in solche 
mit einem besseren Angebot umziehen können. 
Dies diszipliniert die politischen Herrscher und 
reduziert das Ausbeutungspotenzial des Staates 
beim Ergattern von Steuermitteln.
Reformvorschläge wie eine Politikerhaftung gilt 
es ebenso zu diskutieren, wie eine vollständige 
Trennung von Medien und Staat. Letzteres, weil 
staatlich finanzierte Medien kaum noch kritisch 
über den Staatsapparat berichten können, zu-
mal sie finanziell von ihm abhängig sind. Im 
neuen Buch des Liberalen Instituts mit dem 
Titel «Verlockung der Macht: Die Kunst, die 
offene Gesellschaft zu verteidigen» werden di-
verse Lösungsansätze vorgestellt, wie man staat-
liche Macht einhegen, limitieren und zerstückeln 
könnte, um den problematischen Auswüchsen 
staatlicher Macht Herr zu werden und die Frei-
heit zu sichern.

Olivier Kessler 

Der Autor ist Öko-
nom, Publizist und 
Direktor des Liberalen 
Instituts (www.libinst.
ch). Er ist Herausge-
ber zahlreicher Bü-
cher, zuletzt von ihm 
erschienen: «Die Ver-
lockung der Macht: 
Die Kunst, die offene 
Gesellschaft zu ver-
teidigen» (2022).

Von 
Marco Bortoluzzi, 
Parteivorstand Junge 
SVP Schweiz, 
8586 Erlen TG

Weniger darf nicht immer mehr werden!

Vor vielen Jahrzehnten legten unsere Grosseltern 
den Grundstein für eine freie, unabhängige und 
erfolgreiche Schweiz. Doch die Werte, welche 
uns dorthin geführt haben, wo wir heute stehen, 
haben an Bedeutung verloren. 
Immer mehr Jugendliche und junge Erwach-
sene arbeiten nach ihrem Studium nicht mehr 
100%. Jetzt kann man natürlich sagen, dass jede 
und jeder die Freiheit besitzt, selbst über sein 
Pensum zu entscheiden. Hier stimme ich zu. Es 
kann jedoch nicht sein, dass während drei oder 
mehr Jahren die Gesellschaft den Grossteil der 
Ausbildungskosten übernimmt, nur damit jener 
Absolvent oder jene Absolventin danach die 
Beine hochlagern kann. Hier beginnt die pro-

duktive Zeit unseres Lebens und wir sollten jene 
Vorzüge durch unseren Einsatz der Gesellschaft 
zurückgeben.
Nach getaner Arbeit verziehen sich viele in den 
eigenen vier Wänden und suchen die Selbstver-
wirklichung in der Flimmerkiste. Gleichzeitig 
fehlt es den Vereinen an freiwilligem Personal 
für interne und externe Anlässe. Die grossen 
Ausreden, welche jeder und jede von uns als 
Mitglied eines Vereins gehört haben sollte, ist; 
«Ich möchte mich nicht binden» oder «Ich kann 
mich nicht entscheiden». Die Schweiz ist auf 
die zahlreichen aktiven Vereine in den ver-
schiedensten Bereichen angewiesen. Sie sind 
zentraler Bestandteil unseres Zusammenhalts. 
Diese Entwicklung jedoch kostet uns über kurz 
oder lang einen Teil unserer Identität und für die 
anfallende Arbeit auch noch Geld. Wir müssen 
nicht weit blicken und entdecken schnell, dass 
wir verpflichtet sind, unserem Milizsystem Sor-
ge zu tragen.
Nun gibt es auch viele, welche Grosses errei-
chen. So gibt es OK’s und Vorstände, wo Ver-
eine und Anlässe nicht aufgegeben werden. Dies 
sollte uns zuversichtlich stimmen und jede und 
jeder, soll mit seinen Mitteln ebenfalls einen Teil 
der Arbeit zu Gunsten unserer Gesellschaft über-

nehmen. Vereinsarbeit belastet nur, wenn zu we-
nige mithelfen. Da kann jeder seinen Teil dazu 
beisteuern, sodass eine andere Person, durch die 
Mithilfe weiter motiviert wird.
Wenn jeder einen Schritt mehr für unsere Ge-
meinschaft, statt für sich selbst, machen würde, 
bliebe dieses schöne Land gewiss so, wie wir es 
gerne unseren Nachfahren übergeben wollen.

EXPO CH 2027
Im Jahre 2027 soll wieder eine Schweizerische 
Landesausstellung über die Bühne gehen. Als 
Schutzpatronin des Unternehmens wird die ge-
wesene Bundesrätin Leuthard, zusammen mit 
ihrem Gefolge agieren.
Aus heutiger Sicht wird die Grossveranstaltung 
überwiegend aus Werbung für alternatives Den-
ken und Handeln zusammengebastelt werden. 
Vonseiten der rot-grünen und realitätsfremden 
Traum-Blase steht da einiges zur «Bearbeitung» 
an: Alternativen zu Frau-Mann, zum Auto, zu 
Klimakrise und Weltuntergang, zur Armee, zur 
Atomwirtschaft, zum Umgang mit Velos, zum 
Energieengpass, zum Sozialwesen etc. Reihum 
Alternativen, Geflunker und keine sinnvollen 
Lösungen, verbunden mit Polit-Terror. Damit 
lässt sich ohne weiteres vier Fünftel der Ausstel-
lung mit dramatisch und knackig aufgezogenen 
Suggestiv-Darbietungen füllen. Der Rest bleibt 
dann noch zur Darstellung von realistischen und 
effizienten wissenschaftlichen Bemühungen und 
Fortschritten und der Schweizerischen Wert-
schöpfung in Industrie, Gewerbe und Handwerk 
übrig.
Die EXPO CH 2027: Eine willkommene Platt-
form zur Bewerbung und Vermittlung einer sehr 
zweifelhaften links-grünen und staatsschädi-
genden Ideologie?

Ernst A. Rubli, 8262 Ramsen

Leserbrief
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Hysterische Feministinnen  
informiert euch!

Bevor das feministische Streikkollektiv und all 
die Mitläufer/-innen gegen die beiden Initiativen 
– die nur Präzisierungen im bestehenden Abtrei-
bungsgesetz verlangen – mit dem Slogan: «Wir 
wollen selbstbestimmt über unseren Körper 
entscheiden» – zu Demonstrationen aufrufen, 
sollten sie zuerst einmal die Initiativtexte lesen. 
Bestimmen wohl die militanten Feministinnen 
auch über den eigenen Körper, wenn es um den 
Geschlechtsverkehr geht? (Ausgenommen sind 
natürlich Vergewaltigungen)
Die «Einmal-darüber-schlafen-Initiative» 
verlangt, so wie es für alle schwerwiegenden 
Entscheidungen gilt, dass Ärztinnen und Ärzte 
schwangeren Frauen vor einer Abtreibung min-
destens einen Tag Bedenkfrist einräumen müs-
sen. In Deutschland müssen Frauen ihre Ent-
scheidung drei Tage überdenken. Dies ist auch 
ein Schutz für die Frauen, denn jede Fehlgeburt 
oder eben Abtreibung kann psychischen Scha-
den anrichten.

Bei der Volksinitiative «Lebensfähige Babys 
retten» geht es um Abtreibungen nach der 22. 
Schwangerschaftswoche. Die ungeborenen Kin-
der, die schon lebensfähig sind, sollten deshalb 
auch ein Recht auf ihr eigenes Leben haben. Sie 
sollten nicht Opfer von egoistischem Handeln 
werden. Mit den ausgezeichneten Vorsorgeun-
tersuchungen und Begleitungen während den 
Schwangerschaften ist das Abtreiben von über 
fünf Monate alten Kindern unverständlich. Ad-
optiveltern hat es in der Schweiz genügend, die 
sich sehnlichst ein Kind wünschten. 

Von Sabina Geiss-
bühler-Strupler  
Präsidentin Eltern 
gegen Drogen, 
aGrossrätin, 
3037 Herren-
schwanden (BE)

Ich suche…
Ich suche coole, nette, lustige SVP-Leute 

für Politik und Freizeit. Ich bin jung, 50 
Jahre, lustig, ehrlich, voller Temperament 

und Lebensfreude, intelligent und habe sehr 
viele gute Ideen für die SVP.

Wer ehrliches Interesse hat, schreibt mir. 
Vielen herzlichen Dank.

Marianne Reinhard, Bondelistrasse 64, 
3084 Wabern
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So geht  
Sozialismus!

Der Stellvertreter-Krieg in der Ukraine lässt den 
Benzinpreis explodieren!
Das belastet hauptsächlich Arbeiterschaft und 
Mittelschicht, während Grossverdiener weniger 
stark betroffen sind.
Eigentlich ein klarer Fall für die Sozis!
Eine vorübergehende Senkung der Benzinsteu-
ern würde die arbeitende Bevölkerung entlasten.
Aber die Sozis weilen in den Ferien! (Wer aus 
ideologischen Gründen nicht fliegen oder auto-
fahren darf, macht einfach einen ganzen Monat 
Ferien – über Geld spricht man nicht, das hat 
man einfach!

Markus Alder

Leserbrief
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Freiheit, Demokratie und Menschenwürde

Den Eiger kümmerts nicht
Adrian Amstutz, René E. Gygax
252 Seiten, 16,4 × 23,4 cm, 
Gebunden, Hardcover
ISBN 978-3-03818-235-1

Thilo Sarrazin
Feindliche Übernahme
So der Titel des neusten Buches von Thilo 
Sarrazin. Es ist wesentlich verständlicher 
geschrieben als alle vorangehenden Bü-
cher. Nur Fakten und die brisante Darstel-
lung, wie Europa durch den Islam überrollt 
bzw. übernommen wird. Wie immer, wenn 
die ganze Presse gegen Sarrazin jault, kann 
es nur gut sein. Dieses Buch wird zum 
Standardwerk für alle diejenigen, die wis-
sen wollen, wie und ob der Islam rückstän-

dig ist und wie er unsere Welt bedroht. Und natürlich auch für alle 
naiven Ahnungslosen – damit sie endlich auf den Boden der Realität 
kommen. Sollten Sie dieses Buch (per Zufall…) in Ihrer Buchhand-
lung nicht erhalten… bei uns erhalten Sie es in jedem Fall!

Brandneu!

Jetzt bestellen

"
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Nachruf auf eine Persönlichkeit der Zeitgeschichte

Valentin Oehen (1931 – 2022) – Ein markanter  
Umweltpolitiker

Von Dr. phil. Pirmin Meier, Historiker,  
Beromünster

Valentin Oehen, Mitglied des Nationalrates von 
1971 bis 1987, gehörte, als Mitdenker der ein-
stigen «Arbeitsgemeinschaft für Bevölkerungs-
fragen», zu den wenigen Schweizer Politikern, 
die schon vor über 50 Jahren die Zusammenhän-
ge von Umweltpolitik, Natur- und Landschafts-
schutz, Landesversorgung und Demografie auf 
ernst zu nehmendem Niveau kenntnisreich und 
glaubwürdig zu erörtern verstanden. Der Hin-
schied des gut 90Jährigen markiert eine Persön-
lichkeit mit Ecken und Kanten, dessen Anden-
ken vor dem Gericht der Geschichte Respekt 
verdient.

Keine Kopie von Schwarzenbach
Von dem 1970 weit bekannteren, dafür umso 
stärker umstrittenen Rechtsintellektuellen James 
Schwarzenbach (1911 – 1994) unterschied 
sich Valentin Oehen durch einen «frühökolo-
gischen» Ansatz sowie eine bodenständig di-
rektdemokratische Orientierung. Letzteres galt 
für Schwarzenbach, der seine «Republikaner» 
gemäss Statuten nach einer Art Führerprinzip 
von «Obmännern» (ohne Delegiertenversamm-
lungen) zu leiten trachtete, für seine später von 
Politologen als «populistisch» charakterisierte 
politische Ausrichtung, aber nicht für die Or-
ganisation seiner früh gescheiterten Partei. Wie 
seine Cousine Annemarie Schwarzenbach, die 
überdies für Stalins angebliche Fraueneman-
zipation schwärmte, war Schwarzenbach vom 
autoritären System des portugiesischen Macht-
habers Oliveira de Salazar mehr als nur ange-
tan. Valentin Oehen wäre es hingegen nie in 
den Sinn gekommen, als Kämpfer gegen die 
Überfremdung der Schweiz (er bevorzugte den 
Begriff «Übervölkerung») zum Beispiel nach 
Rhodesien (heute Zimbabwe) zu reisen, zum 
damaligen abtrünnigen Kolonialherrn Ian Smith, 
um demselben  «die Sympathie eines freien 
Eidgenossen zu bekunden und ihm zu danken». 
Bei allem durchaus vorhandenen Format ist 
Schwarzenbach aussenpolitische Wichtigtuerei 
so wenig wohl bekommen wie dem partiellen 

Diktatorenfreund Jean Ziegler oder später ei-
nigen Bundesräten und Bundesrätinnen. Dabei 
war und ist es natürlich nicht verboten, sich in 
Aussenpolitik kompetent zu machen. 

1983 hat nämlich Valentin Oehen sowohl einem 
russischen General wie einem amerikanischen 
Diplomaten einen Brief geschrieben, von dessen 
Inhalt ich selber damals nicht gerade begeistert 
war. Aus heutiger Sicht aber hob der im Kanton 
Bern gewählte Nationalrat stärker als andere 
Politiker auch im Kalten Krieg die Neutralität 
der Schweiz zwischen den damaligen Blöcken 
hervor.  Für seine Anliegen waren seit den Zeiten 
Kennedys und Johnsons sichtbar gewordene 
Tendenzen aus Amerika für die Schweiz nicht 
weniger gefährlich als kommunistische Unter-
wanderung. Letztere wurde im Zusammenhang 
mit der einstigen Masseneinwanderung  von 
Italienern von Schwarzenbach gelegentlich the-
matisiert. Für diese Thematik sind die Memoiren 
von Christoph Blochers einst stark linksorien-
tierten Schwager Sergio Giovannelli von ei-
nigem Interesse.  

Frühgrüne Lehr und Wanderjahre
Valentin Oehen entstammte einer ursprüng-
lich liberalen, später konservativ gewendeten 
Käserfamilie aus dem Luzerner Seetal. Sein 
Grossvater Gottfried Oehen begründete in der 
Michelsämter Gemeinde Neudorf (heute Bero-
münster) einen erfolgreichen und angesehenen 
Produktionsbetrieb. Die Käsertradition lässt sich 
im Michelsamt bis ins Mittelalter zurückführen, 
blüht dort heute noch. Valentin, geboren am 
26. Juni 1931 in Neudorf, gehört zu den promi-
nenten Ehemaligen der einstigen Stiftsschule, 
ab 1866 Kantonale Mittelschule Beromünster, 
deren Geschichte der Verfasser dieses Nachrufs 
2016 publiziert hat. Die humanistische Latein-
schule mit Latein und Griechisch behagte aber 
dem aufgeweckten und engagierten Jungmann 
nicht besonders. Sein frühes Lieblingsfach war 
die zu seiner Zeit eingeführte Biologie, was in 
Beromünster, noch stark auf der Basis von Bota-
nik und nicht zuletzt Vogelkunde, engagiert be-
trieben wurde. Die nahe Sempacher Vogelwarte 
wurde 1924 gegründet. 

Der Tierfreund und spätere Hauptmann und Ma-
jor im Bereich des Trains (mit über 1300 Dienst-
tagen) war in jungen Jahren auch beim über 500 
Jahre alten Auffahrtsumritt zu Pferd unterwegs. 
Die Matura mache er aber nicht an einer der tra-
ditionellen Klosterschulen der Zentralschweiz. 
Sein Weg führte über die vorzüglich geführte  
Realabteilung der Kantonsschule Luzern, aus de-
ren Umfeld in St. Niklausen die erste Schweizer 
Seeforschungs- und Gewässerschutzeinrichtung 
gegründet wurde, später von der ETH übernom-
men. Was man heute ökologische Orientierung 
nennt, Valentin Oehen, dem späteren Agrarin-
genieur ETH und Adjunkt der Eidgenössischen 

Forschungsanstalt Liebefeld, war von Jugend 
auf davon geprägt. Dass man dann mit dem 
weiland Waldsterben ähnlich Politik machte wie 
heute mit dem Klimawandel, versteht sich von 
selbst und kam dem Gedanken des Naturschut-
zes zugute. Als begeisterter Vogelfreund dachte 
ich ähnlich. Nur erinnere ich mich bei meiner 
frühen Beschäftigung mit Geschichte der Mete-
orologie, dass wir vor 50 Jahren eher eine neue 
Eiszeit als eine erhitzte Dürreperiode erwarteten. 
Ob nun aber Eiszeit oder Klimaerwärmung: 
Valentin Oehen hielt zumal die damals vom 
quasi bundesoffiziellen Wirtschaftsprognostiker 
Prof. Francesco Kneschaurek (1924 – 2017) 
in Aussicht gestellte Zehnmillionenschweiz für 
eine zerstörerische, um nicht zu sagen verbre-
cherische Tendenz. In Sachen Polemik, die ihm 
genau so lag wie Schwarzenbach, tönte er aber 
weniger nationalistisch als ökologistisch, auch 
stark biologistisch orientiert. Dies galt damals 
als «rechts».  

Politisch gehörte der Luzerner ursprünglich dem 
Christlichsozialen Flügel der damaligen Kon-
servativen Partei an. Seine Familiengründung 
erfolgte in den Fünfzigerjahren mit der Tochter 
eines konservativen Nidwaldner Politikers aus 
Wolfenschiessen, der Urheimat der Mutter von 
Bruder Klaus. Dort sollte Jahrzehnte später mit 
«Hiä niä!» gegen ein Endlager für radioaktive 
Abfälle gekämpft werden. Nach der Übersied-
lung in den Kanton Bern (Köniz) fühlte sich 
der stets eigenwillige und nonkonforme Polit-
denker dem damals progressiven Jungen Bern 
verbunden, einer frühgrünen Formation (u.a. 
Klaus Schädelin und Mani Matter) gegen das 
politische Bünzlitum.James Schwarzenbach (1911 – 1994)

Valentin Oehen (1931 – 2022)

Bild: zvg

Bild: zvg
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Reklame für «Neger»Käse
Einige Jahre war der Spezialist für Milchwirt-
schaft in der Privatwirtschaft beschäftigt, u.a. bei 
der Promotion eines in Schachteln verpackten 
Streichkäses der Marke «Neger». Diese No-
menklatur erregte in den Sechzigerjahren noch 
keinen Anstoss, gehörte das N-Wort damals 
selbst bei Hermann Hesse, Max Frisch und dem 
Südafrika-Reisenden linken Nationalrat Walther 
Bringolf  zum normalen Sprachgebrauch. Der 
schon vorliegende Markenname war nicht Oe-
hens Idee, so wenig wie die von ihm fort-
gesetzte, seit den Fünfzigerjahren praktizierte 
Werbe-Idee, in den Dorfkäsereien einen echten 
Afrikaner den «Neger»-Käse vorstellen zu las-
sen.  In nicht wenigen Bauerndörfern, so auch 
in meiner Heimatgemeinde Würenlingen, war 
derselbe der erste Schwarze, den die einheimi-
schen Kinder zu sehen bekamen. Ich erinnere 
mich an einen Primarlehrer, der in diesem Zu-
sammenhang (Käserei gleich neben dem Schul-
haus) einen Aufsatz schreiben liess zum Thema 
«Ein Neger im Dorf». Dies war mit Rassismus 
so wenig zu verwechseln wie Generationen vor 
Valentin Oehen die Anregung für den einstigen 
Beromünster Schüler Bernhard Gallus Steiger 
aus der Verwandtschaft des Nationalratspräsi-
denten von 1848, nach dem Besuch des «Ne-
gerdörfleins» bei der Genfer Landesausstellung 
1896 Missionar in Tansania zu werden. Dort 
verfasste der vorzügliche Latein-Schüler eine 
Suaheli-Grammatik. Mit der Installierung von 
Kirchenuhren versuchte der 1966 verstorbene 
Missionsbischof überdies die Pünktlichkeit in 
den damaligen «Zivilisationsprozess» einzufüh-
ren. Dies als mentalitätsgeschichtlicher Hinter-
grund nicht nur für Valentin Oehen.

Historisches zur AntiÜberfrem
dungsbewegung
Mit Valentin Oehen, Nationalrat von 1971 bis 
1987, verliert die Schweiz einen der wohl um-
strittensten radikalen Umweltpolitiker der letz-
ten 50 Jahre. «Umstritten» bedeutet in der Um-
weltpolitik, den wahren Elefanten im Raum 
nicht zu übersehen, sei es das enorme, Ent-
wicklungsfortschritte oft vernichtende Bevöl-
kerungswachstum in der sog. Dritten Welt und 
die Masseneinwanderung bei uns, was übrigens 
schon in der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg ein 
Thema war, nicht zuletzt bei der damals ge-
gründeten «Neuen Helvetischen Gesellschaft». 
Insofern waren weder Schwarzenbach, dem Oe-
hen als einer der wenigen aus dem Lager der 
damaligen «Überfremdungsgegner» Paroli bot, 
noch Oehen selber in ihrem politischen Enga-
gement Neulinge. Dabei hat sich Oehen, wie 
später der St. Galler Professor Rolf Peter Sieferle 
(1949 – 2016) , wie wenige in Fragen der De-
mografie eingearbeitet. Eine Thematik, die der 
liberalkonservative Vordenker Wilhelm Röpke 
(1899 – 1966) in seinem Buch «Jenseits von 
Angebot und Nachfrage» 1957 sogar auch mit 
behutsamer Kritik an der katholischen Kirche 
mutig angesprochen hatte.

«Bevölkerungswachstum und Umweltkrise», 
Stichworte des sein politisches Engagement 
über Jahrzehnte prägenden amerikanischen 
Zivilisationskritikers Paul R. Ehrlich (*1932), 
interpretierte Oehen «rechtsgrün». Es tönte alar-

mistisch: «Hört auf, die Erde zu ermorden!» 
war die Losung. Verantwortung für die Umwelt 
bedeutete für ihn, gemäss Zweckartikel der Bun-
desverfassung, im eigenen Land zu handeln. Für 
die Entwicklungshilfe postulierte er, wie später 
die Eco-Pop-Initiative (2014 abgelehnt), den 
Schwerpunkt auf Förderung der Geburtenkon-
trolle zu legen. 

Überfremdungsinitiativen als  
Signale gegen Planungswahnsinn
Stehen beim grünen Zeitgeist ohne Rücksicht 
auf Demografie «Klimaziele» im Vordergrund, 
legte sich der Urenkel eines Luzerner Freischa-
renkämpfers 1970 für die Initiative von Schwar-
zenbach ins Zeug. Dies zu einer Zeit, da der oben 
genannte St. Galler Professor Kneschaurek  für 
die Schweiz bereits zehn Millionen Einwohner 
ins Auge gefasst hatte und im Kanton Aargau 
damals für das einstige 2000-Seelendorf Wet-
tingen planerisch ein «Endausbau» von 80’000 
Personen in Aussicht gestellt war. Letzteres ver-
anlasste damals auch mich und andere durchaus 
Konservative, die Schwarzenbach-Initiative im 
Sinn eines Signales zu unterstützen, wiewohl 
dieselbe wie auch andere Überfremdungsinitiati-
ven unter dem Einfluss von Scharfmachern, etwa 
dem späteren Nationalrat Fritz Meier, Ellikon 
(1914 – 2009), unrealistisch und in der Kon-
zeption extremistisch formuliert worden waren. 
Zur damaligen Zeit ein nicht kleines Dilemma. 
Dabei stimmten 1970 die konservativen Inner-
schweizer Kantone, das Oberwallis und sogar 
das welsche Freiburg für die erste dem Schwei-
zervolk vorgelegte Initiative dieser Art, nach-
dem die noch frühere der Zürcher Demokraten 
zurückgezogen worden war. Ein Alptraum für 
das damalige Parteien-Establishment!

Die Initiative vom historischen 7. Juni 1970 
hatte Oehen aber so wenig mitformuliert wie 
die noch extremere Überfremdungsinitiative  
von 1974, welche damals selbst von den sog. 
Republikanern nicht mehr mitgetragen wurde. 
Zu jenem Zeitpunkt hatten die Konjunktur, aber 
auch Stabilisierungsmassnahmen des Bundes-
rates die Masseneinwanderung vorübergehend 
gedämpft.

Als Parteipolitiker wenig glücklich
Oehen wurde als Parteiführer der «Nationalen 
Aktion» so wenig glücklich wie mit seinem vom 
Tessin aus gestarteten Projekt einer ökologisch-
freiheitlichen Partei. Dass es kaum möglich ist, 
Umweltpolitik zu betreiben ohne Masshalten 
im Bereich der Demografie, betraf für Oehen 
zumal die Erhaltung der direkt-demokratischen 
Schweiz in einem Lande, wo seit rund sieben 
Jahrzehnten Masslosigkeit den Grenznutzen ei-
ner lebens- und liebenswerten Landschaft zu 
überschreiten droht. 

Dagegen wandte sich früh die von Prof. Pierre- 
André Tschumi gegründete «Arbeitsgemein-
schaft für Bevölkerungsfragen», zu deren Grün-
dern Oehen gehörte. Dank seiner Fachkenntnis-
se war er auch ein ernst genommenes Mitglied 
der vom CDU-Politiker Herbert Gruhl (1921 
– 1993) gegründeten «Europäischen Arbeits-
gemeinschaft für Ökologische Politik», bei der 
u.a. der St. Galler Professor Hans Christoph 

Binswanger (1929 – 2018) mitmachte. Das Tot-
schlagargument der Xenophobie traf den fünf-
fachen Familienvater umso weniger, als er kurz 
nach seiner Heirat einen Italienerknaben adop-
tierte, dem sonst das Schicksal eines Verding-
buben gedroht hätte. Valentin Oehen, nach Ver-
witwung in 2. Ehe mit Frau Eleonora aus Polen 
verheiratet, verstarb am 2. Juni in Nottwil LU.

Persönlich halte ich Valentin Oehen, den ich 
im heimatlichen Michelsamt, meiner damaligen 
Wohngemeinde Rickenbach, gelegentlich im 
Familienkreis seiner Verwandten traf, als einen 
der redlichsten Politiker in Erinnerung, dem ich 
persönlich je begegnen durfte. Seine geistigen 
Interessen waren weitgespannt. Dass er sich als 
Präsident der Schweizerischen Parapsycholo-
gischen Gesellschaft engagierte, ein fleissiger 
Leser zumal meiner volkskundlichen Forschun-
gen war (von Paracelsus her orientiert), gab 
spannenden Gesprächsstoff über das Politische 
hinaus. Selbst wenn die entsprechenden Kreise 
aus dem einst grünen Lager kaum je zu ihm 
stehen wollten, kann die aus meiner Sicht für 
die heutigen Verhältnisse keineswegs überflüs-
sige «Ecopop»-Bewegung schwerlich leugnen, 
dass Valentin Oehen ihr Vorläufer und mithin 
einer ihrer Pioniere war. Andererseits konnte 
und wollte er nie ein «Blocher» werden. Er blieb, 
ohne sich nach rechts oder links je abgrenzen 
zu wollen, in seinem lebenslangen Engagement 
ein «homo pro se», ein Mann ganz eigenen 
Zuschnitts.

Zum Autor: 
Dr. phil. Pirmin 
Meier *1947, 
Gymnasiallehrer 
u. Historiker, in 
jungen Jahren 
mit Schwarzen-
bach auch durch 
gemeinsame li-
terarische und 
his torische Inte-
ressen verbun-
den, den er aber 
1973 durch eine 
vielzitierte Stu-

die u.a. in der Weltwoche kritisierte, war Re-
daktor des katholischen Aargauer Volksblatts 
und bis 1980 meist parteiloses Mitglied des 
Aargauer Verfassungsrates. (später CVP, als 
Eidg. Delegierter Kritiker des Beitritts zur 
Uno und zum EWR). Vor einigen Jahren wur-
de er wegen einstigem erstmaligem Eintreten 
für die Verankerung der «Würde der Kreatur» 
ins aargauische und schweizerische Verfas-
sungsrecht von einer einschlägigen Organi-
sation mit dem Preis «Stiller Macher 2015» 
ausgezeichnet. Engagement dieser Art galt 
vor 50 Jahren noch als «rechts», weswegen 
Linke und auch Teile der damaligen SVP so-
wie CVP-Bundesrichter Carl Hans Brunsch-
wiler (als einer der Verfassungsredaktoren) 
im Mai 1976 Meiers Antrag zunächst bo-
digten. Ohne die spätere Unterstützung durch 
den Staatsrechtler Prof. Kurt Eichenberger 
(1922 – 2005) wäre der nachträgliche Erfolg 
aber nicht möglich geworden. 
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Unbewilligte Demonstrationen – ein zunehmendes  
Dilemma

In den vergangenen Jahren konnten die städ-
tischen Behörden eine enorme Zunahme an De-
monstrationen und Kundgebungen feststellen. 
Das Volk will die Anliegen auf die Strassen 
bringen und gehört werden, so weit so gut. Das 
Demonstrationsrecht gehört zu den Stützpfeilern 
unserer Demokratie, ein Mittel zur Themati-
sierung wichtiger Anliegen der Bevölkerung, 

ein Mittel zur Druckausübung auf die «classe 
politique». 

Umso bedauernswerter ist die Tatsache, dass 
dieses fundamentale Recht in letzten Jahren 
immer mehr von Initianten unbewilligter Mas-
sendemonstrationen in den urbanen Zentren 
missbraucht und als Abwehrschild gegen jegli-
che Kritik genutzt wird. Während man 2017 in 
Zürich noch von 54 Unbewilligten der insge-
samt 193 Demonstrationen und Kundgebungen 
sprechen konnte, waren es 2019 bereits 80 von 
305. Schon dem Vorjahr 2018 gegenüber stieg 
der Aufwand, den die Stadtpolizei Zürich zur  
Bewältigung dieser Herausforderung leisten 
musste um 10’000 zusätzliche Stunden. Kombi-
niert mit der bereits jetzt personellen Knappheit 
ist die Lage sehr ernst geworden, denn die Stadt 
erwartet, dass Demonstrationen und Kundge-
bungen weiter zunehmen werden. Auch Seitens 
der VBZ steigt der Aufwand seit 2017 um zehn-

tausende Franken jährlich. Ein Dilemma, dass an 
den Kräften des Personals nagt, das für die zahl-
losen Zusatzstunden aufkommen muss, während 
die Verantwortlichen dieser Ungerechtigkeit mit 
keinen Konsequenzen rechnen müssen. 

Hierfür lancierte die Junge SVP Kanton Zü-
rich eine Volksinitiative, um diese Problematik 
aufzugreifen. Die Organisatoren unbewilligter 
Demonstrationen und Kundgebungen sollen 
Verantwortung tragen. Die Stadtpolizei soll ver-
mehrt entschädigt, die Rücksicht auf andere Teile 
der Stadt, wie Gewerbe, Verkehr und öffentliche 
Sicherheit, gestärkt werden. Als Gesellschaft 
sind wir eins. Im Handeln, wie auch im Haften. 
Niemand sollte sich aus der Verantwortung zie-
hen können, schon gar nicht, wenn andere Leute 
für das eigene Handeln aufkommen müssen. Ein 
Anliegen der Gerechtigkeit, ein Anliegen der 
Vernunft, für das wir nun eifrig mit Unterschrift-
bögen auf die Strassen gehen. 

Kantonale Volksinitiative der Jungen SVP zur  
Durchsetzung von Recht und Ordnung (Anti-Chaoten-Initiative) 
 

 Debattieren statt demolieren!

Es darf nicht toleriert werden, dass Chaoten und Vandalen  
die Rechtsordnung nach Belieben missachten und die  
Allgemeinheit dann für die entsprechenden Konsequenzen  
geradestehen muss.

 Jetzt unterschreiben! 
Bogen herunterladen: 
Kämpfen wir für Recht und Ordnung! 
anti-chaoten-initiative.ch 

Kantonale Volksinitiative der Jungen SVP zur  
Durchsetzung von Recht und Ordnung (Anti-Chaoten-Initiative) 
 

 Debattieren statt demolieren!

Es darf nicht toleriert werden, dass Chaoten und Vandalen  
die Rechtsordnung nach Belieben missachten und die  
Allgemeinheit dann für die entsprechenden Konsequenzen  
geradestehen muss.

 Jetzt unterschreiben! 
Bogen herunterladen: 
Kämpfen wir für Recht und Ordnung! 
anti-chaoten-initiative.ch 

Von 
Illya Kern, Zürich, 
Mitglied Initiativkomi-
tee «Anti-Chaoten- 
Initiative» und  
Vorstand JSVP ZH 
Sektion City-West

Die Fakten und warum 
sie wichtig sind. 

www.nebelspalter.ch/sommsmemo
NEBELSPALTER

Somms Memo. 
Täglich in Ihrer Mailbox.
Jetzt kostenlos abonnieren.
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Wahre Gleichberechtigung!
Die AHV21 stabilisiert nicht nur unsere Altersvorsorge, sie schafft auch Gleichberechtigung unter den Geschlechtern. In Zukunft 
muss jeder, egal ob Mann oder Frau, bis zum 65. Lebensjahr arbeiten. Den angeblichen Kämpfern für die Gleichberechtigung 
ist dies ein Dorn im Auge.

Samuel Hasler 
Kampagnenleiter AHV21

Unsere Altersvorsorge, dass drei Säulen Prinzip, 
welches die Finanzierung unseres Lebensabends 
sicherstellt und um welches uns so manche Nati-
on beneidet. In nur wenigen Ländern kann man 
so beruhigt und sorglos in Rente gehen, wie bei 
uns. Ein System, welches droht zu zerbrechen.

Die finanzielle Situation der ersten Säule der 
AHV ist gravierend. Mehr Bezüger, längere 
Bezugsdauer und zu wenig Einzahler. In der 
Marktwirtschaft würde jeder Unternehmer, der 
bis drei zählen kann, reagieren. So tat es auch 
das Parlament und schuf die AHV21 Reform. 
Die Reform ist relativ simpel: Mehr Einnah-
men zu Gunsten der AHV durch eine leichte 
Anhebung der Mehrwertsteuer um bis zu 0.4%, 
Angleichung des Rentenalters der Frauen auf 
65 sowie Ausgleichsmassnahmen für die betrof-
fenen Frauen, welche demnächst in Rente gehen.

Aus wirtschaftlicher Sicht sinnvoll, aus bür-
gerlicher Sicht ein Kompromiss und aus linker 
Sicht ein absolutes No-Go. Jetzt fragt man sich 
bestimmt: Die linken Kämpfer der Gleichbe-
rechtigung sind plötzlich gegen Gleichberech-
tigung? Seit Jahren und Jahrzehnten müssen 
wir uns anhören, wie die SP und die Grünen 
die Frauen schlecht reden. Frauen verdienen 
weniger, weil sie Frauen sind. Frauen findet 
man nur in schlecht bezahlten Berufen. Frauen 
müssen MwSt. auf Hygieneartikel zahlen. Und, 
und, und…

Die Linken können und dürfen nicht mit diesem 
Frauen-Bashing aufhören. Denn nur so können 
sie das Klischee, die Illusion aufrechterhalten, 

dass Frauen benachteiligt sind. Andernfalls wür-
de das Luftschloss sich auflösen, linke Wäh-
lerinnen würden erleuchtet werden und sich 
plötzlich für die wahre Gleichberechtigung ein-

setzen. Diese findet man jedoch nie im linken 
Kommunisten-Sumpf. 
Für diese wahre Gleichberechtigung kämp-
fen wir! 2x Ja zur AHV21 Reform!

Erich Hess,  
Unternehmer,  
Nationalrat und Stadt-
rat, Bern

Steuereinnahmenzurückholen stattverscheuchen!

JA
der VERRECHNUNGSSTEUER

zur REFORM

verrechnungssteuer-ja.ch

am 25. September

Heute verscheucht die Verrechnungssteuer 
Geschäft und Steuereinnahmen ins Ausland!
•  Der Schweizer Anleihenmarkt ist in den letzten Jahren um mehr als die Hälfte  

geschrumpft. Schuld ist die Verrechnungssteuer auf Obligationen.

•  Luxemburg machts besser: Gemessen am BIP geben sie 190-mal mehr  
Obligationen heraus als die Schweiz.

•  Die Verrechnungssteuer auf Obligationen vertreibt die Finanzierung ins Ausland. 
Wertschöpfung und Steuereinnahmen gehen verloren.

Die Reform der Verrechnungssteuer holt Geschäft und  
Steuereinnahmen zurück!

•  Mit der Abschaffung der Verrechnungssteuer auf neuen Obligationen wird der 
Standort Schweiz wieder attraktiv. Wir holen Steuereinnahmen zurück.

•  Innerhalb von fünf Jahren rechnet der Bund mit jährlich 350 Millionen Franken 
Mehreinnahmen. Innert zehn Jahren wachsen die Mehreinnahmen gar auf  
490 Millionen Franken pro Jahr an.

•  Die Reform ist gezielt: Die Verrechnungssteuer wird nur da abgeschafft,  
wo sie der Schweiz schadet – nämlich bei der Ausgabe neuer Obligationen!
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Eigenem Kompass treu bleiben – gerade in  
Krisenzeiten!
Die letzten zwei Jahre haben unsere Jung- und Mutterpartei auf die Probe gestellt. Es galt, in den die Zukunft prägenden 
Schicksalsthemen Corona (persönliche Freiheit) und Ukraine-Krieg (Neutralität der Schweiz) eine vernünftige Politik zu betrei-
ben, die sich an unseren eigenen Grundwerten orientiert. Gerade in solchen Krisenzeiten ist es unerlässlich, sich a) auf die 
eigenen Stärken zu besinnen, b) dem grossen Ganzen, dem eigenen Kompass treu zu bleiben und c) sich nicht von Neben-
sächlichkeiten wie durch die Medien skandalisierte Aussagen einzelner Exponenten ablenken zu lassen. Doch parteiintern 
werden zusehends Stimmen laut, die gewissen nationalen SVP-Vertretern raten, sich vor kommunalen und kantonalen Wahl-
en «zurückzuhalten» und auf «heikle Aussagen» zu verzichten. Gar wird ganz grundsätzlich die inhaltliche Abkehr von SVP-
Schwerpunkten in Bezug auf eine freiheitliche Covid- sowie eine neutralitätskonforme Aussenpolitik gefordert. Dies deshalb, 
damit einzelne Mitglieder und/oder Wähler nicht verloren gehen sollen. Was ist der richtige Weg für unsere Partei – und damit 
unser Land? Eine Auslegeordnung.

Fokus auf die eigenen Stärken
Was ist der Unterschied zwischen Breitensport 
und Leistungssport? Im Breitensport gewinnt, 
wer weniger Fehler macht. Im Leistungssport 
gewinnt, wer besondere Stärken am besten 
maximiert hat. Der Wettbewerb der Parteien 
in unserem Land muss zwangsläufig als Lei-
stungssport bezeichnet werden, welcher jedoch 
auf dem Milizgedanken beruht. Unabhängig 
des Ausgangs der alle vier Jahre stattfindenden 
Wahlen gibt es hierbei immer die gleiche Ge-
winnerin wie auch die gleiche Verliererin: die 
Schweiz.

Die in meinen Augen grösste Stärke der SVP 
lautet, dass wir eine wahrhaftige Volkspartei 
sind. Wohl ist die Breite an verschiedenen Be-
rufen und Bildungsgraden der Basis in keiner 
anderen politischen Organisation derart gross. 
Längst hat die SVP die SP auch in der öf-
fentlichen Wahrnehmung als «Partei der Bü-
etzer» abgelöst. Es wäre verheerend, unsere 
Parteigremien so zu organisieren, dass nur noch 
Studierte und Wohlhabende Personen Zeit und 
Opportunitätskosten aufbringen könnten, um 
ehrenamtliche Tätigkeiten auszuüben. Es gilt 
somit, eine möglichst breite, heterogene Palette 
an Bauern, Handwerkern, Kaufmännern, Akade-
mikern, Hausfrauen und sonstigen Berufsvertre-
tern als Funktionäre unserer Partei einzusetzen. 
So bleiben wir eng mit der tagtäglichen Realität 
der Steuerzahler verbunden und stellen eine 
möglichst gute Identifikation der Wähler mit 
unserem Personal sicher.

Die zweite grosse Stärke unserer Partei zeigt 
sich darin, dass wir uns in Vergangenheit immer 
getraut haben, Missstände unverblümt anzuspre-
chen, das «Büssi» auch mal «Katze» zu nennen. 
Wir verstecken uns nicht vor schönfärberischen 
Ausdrücken, die die Welt angenehmer erschei-
nen lassen, als sie tatsächlich ist. Wir sprechen 

die Sprache der einfachen Leute und verzetteln 
uns nicht in verakademisierten Litaneien. Es 
liegt daher in der Natur der Sache, dass unsere 
Parteiexponenten die Grenze der uns insbeson-
dere durch die Medien aufgezwungenen politi-
schen Korrektheit manchmal überschreiten. Die 
Konsequenz hiervon ist, dass wir professionell 
mit Kritik umgehen müssen. Konstruktive Kritik 
gilt es ernst zu nehmen und zu analysieren, de-
struktive und unsachliche Kritik zu ignorieren.
Solange wir diese Stärken hochhalten, werden 
wir erfolgreich bleiben.

Eigenem Kompass treu bleiben
Unser Parteiprogramm lautet zusammengefasst, 
dass wir für eine sichere, neutrale, direktde-
mokratische, freie und unabhängige Schweiz 
einstehen. Nebst einer restriktiven Migrations-
politik unterstreichen wir diese Werte insbeson-
dere mit klar bürgerlichen Auffassungen – so 
kämpfen wir für tiefe Steuern, Gebühren und 
Abgaben für alle.
Bei den Nationalratswahlen 1991 erzielte die 
SVP einen Wähleranteil in Höhe von 11.9%. 
1995 konnte besagter Wert um 3% gesteigert 
werden, ehe der Anteil an Wählerprozenten im 
Jahr 1999 im Vergleich zum Ausgangsjahr ver-
doppelt und 2003 auf sage und schreibe 26.8% 
anstieg. Dazwischen lag die Schicksalsabstim-
mung von 1992 sowie die Wahl Christoph Blo-
chers in den Bundesrat. Der Höhenflug der SVP 
ging 2007 (29%) weiter, verzeichnete aufgrund 
der BDP-Abspaltung sowie dem damaligen 
Atom-Alarmismus im Jahr 2011 einen leichten 
Rückgang auf 26.6% und fand sein Allzeithoch 
mit einem nationalen Wähleranteil von 29.4% 
im Jahre 2015. Damals war wohl vor allem die 
sichtbar gewordene Masseneinwanderung sowie 
die konsequente Asylpolitik unserer Partei mass-
gebend für jenen historischen Wahlerfolg. 2019 
verzeichnete die SVP nebst einem generellen 
Mobilisierungsproblem insbesondere aufgrund 
der nationalen Klima-Hysterie («grüne Welle») 
einen Rückgang auf 25.6% Wähleranteil.
Seit der Ur-Erstarkung der Schweizerischen 
Volkspartei im Zuge der EWR-Debatte lässt 
sich jedoch durchs Band hinweg sagen, dass 
wir inhaltlich immer dann Erfolge verbuchen 
konnten, wenn wir uns an unseren grossen, 
übergeordneten Werten – unserem Kompass – 
orientierten. Praktisch jede politische Detailfra-
ge lässt sich den Werten Sicherheit und Freiheit 
zuordnen, die es in letzter Konsequenz zu vertei-
digen gilt. Massvolle Migrationspolitik? Sicher-

heit. Verhältnismässige Covid-Politik? Freiheit. 
Neutralitätskonforme Aussenpolitik? Sicherheit. 
Selbstbestimmte EU-Politik? Freiheit. Spielen 
Sie es mal durch.

Ein Musterbeispiel, was passiert, wenn der ei-
gene Kompass ausser Acht gelassen wird, bietet 
die FDP unter Führung derer ehemaligen Par-
teipräsidentin Petra Gössi. Die FDP verriet ihre 
liberalen, wirtschaftsfreundlichen Werte und 
unterstützte grüne, bevormundende Utopien wie 
beispielsweise das CO2-Gesetz. Die Konsequenz 
hiervon lautet, dass der zweite FDP-Bundes-
ratssitz nun gewaltig wackelt. Im Falle eines 
Zugewinns jenes Sitzes einer grünen Partei wäre 
wiederum die Schweiz die Verliererin.
Auch für unsere Partei hat es in Vergangenheit 
oft genug Verlockungen gegeben, den bewährten 
Weg zu verlassen – nur um es kurzfristig «gä-
big» zu haben. Es wäre wesentlich angenehmer 
gewesen, die Bundesrats-Massnahmen sowie 
das diskriminierende Covid-Gesetz unkritisiert 
stehen zu lassen. Wohl hätten die Medien dann 
keine Chance gehabt, unsere Partei in die «Co-
rona-Leugner-Ecke» zu stellen. Auch wäre es im 
Zuge des Angriffskrieges von Russland gegen 
die Ukraine ausgesprochen einfacher gewesen, 
sich der Ausgrenzung allem Russischem an-
zuschliessen, sich dem drohenden Bruch des 
Neutralitätsrechts anzuschliessen und die strik-
te Neutralitätspolitik durch Unterstützung der 
1:1-Übernahme der EU-Sanktionen gegen rus-
sische «Oligarchen» auf den Scheiterhaufen der 
Geschichte zu werfen.
Allerdings werden wir nur dann erfolgreich blei-
ben, wenn in politischen Detailthemen die Nadel 
unseres Kompasses in die richtige Richtung 
zeigt.

Keine Ablenkung durch Nebensäch
lichkeiten
In jüngster Vergangenheit standen einige Ex-
ponenten der SVP in Dauerkritik der Medien – 
meist deshalb, weil sie sich pointiert, man mag 
gar sagen teilweise situativ eher unpassend oder 
suboptimal zu emotionalen Themen geäussert 
haben. So brachte ein Zürcher Nationalrat und 
Medienunternehmer unglücklicherweise just am 
Tage des Einmarschs russischer Truppen in die 
Ukraine in seiner Wochenzeitung die Titelstory: 
«Putin, der Missverstandene». Die Medienschel-
te war kaum zu überbieten, unabhängig der Fra-
ge der inhaltlichen Richtigkeit benutzen Gegner 
unserer Partei jenes Beispiel bis heute als an-

Von 
Nils Fiechter
Chef Strategie Junge 
SVP Schweiz
Gemeindeverwalter
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Von  
Sandra Schneider, 
Grossrätin und  
Stadträtin,  
2502 Biel/Bienne

Faule Jugend? Gieriger Staat!

Für die jüngere Generation stehe Arbeit nicht 
an erster Stelle, weshalb sie zunehmend einer 
Teilzeitarbeit nachgehen. So der Befund über  
die «Generation Z», welche vermehrt die 
Worklife-Balance ins Zentrum ihres Lebens 
stelle. Dies zum Leidwesen vieler Arbeitgeber. 
Sie beklagen eine abnehmende Arbeitsmoral  
bei den Jungen. Auch für den Staat wird dieser 
Umstand zunehmend zu einem Problem, weil  
sie die Finanzierung der Altersvorsorge oder  
die generelle Finanzierung des Staatswesens 
gefährde. Keine Regel ohne Ausnahme – aller-
dings sind die Gründe für dieses Pauschalurteil 
über eine vermeintlich faule Jugend nicht bei 

den Jungen zu suchen, sondern vielmehr beim 
Staat und seinen schlechten fiskalpolitischen 
Rahmenbedingungen.
Die heutige Jugend ist nicht fauler als Generati-
onen zuvor. Sie ist aber in der Lage, 1+1 zusam-
menzuzählen. Dabei stellen sie fest, dass Zusatz-
Effort, Mehrleistung und stärkeres Engagement 
von staatlicher Seite nicht belohnt, sondern viel 
mehr bestraft werden. Dies beginnt bereits beim 
Fiskus, wo die Steuerprogression dazu führt, 
dass vom Lohn der geleisteten Mehrarbeit an-
teilsmässig immer weniger übrig bleibt. Der 
nächste Schwerpunkt im Portemonnaie ergibt 
sich sogleich bei der Krankenkasse. Prämienver-
billigungen für tiefere Einkommen mögen aus 
guter Absicht gewährt werden, sie führen aber 
auch dazu, dass sich ein Mehrverdienst kaum 
lohnt, weil man dann keine Verbilligungen mehr 
erhält. Verspüren Sie bei solchen «Anreizen» 
noch das Bedürfnis, mehr arbeiten zu wollen?
Dieses Problem beschränkt sich aber nicht nur 
auf die Jungen, sondern betrifft auch Pensionäre, 
welche nach dem 65. Altersjahr einer beruf-
lichen Tätigkeit nachgehen möchten. Zusam-
men mit der AHV-Rente und der Zweiten Säule 
führt ein weiteres Erwerbseinkommen bei vielen 

Menschen dazu, dass sie quasi nur für das Steu-
eramt arbeiten gehen. Damit bestraft der Staat 
ausgerechnet jene Leute, welche dank eigen-
verantwortlichem Handeln ihre wirtschaftliche 
Eigenständigkeit bewahren und so nicht von 
der öffentlichen Hand (z.B. über Ergänzungslei-
stungen) abhängig werden.

Leistung muss sich lohnen, dazu braucht es aber 
Rahmenbedingungen, welche diesen Lohn nicht 
gleich wieder aus den Taschen der Arbeitstätigen 
zieht. Eine flachere Progressionskurve wäre ein 
Anfang. Auch eine Befreiung der AHV-Rente 
von den Steuern wäre hilfreich, soll die Erste 
Säule doch gerade die finanziellen Grundbe-
dürfnisse im Alter sicherstellen. Im Namen ver-
meintlicher «Steuergerechtigkeit» wächst nicht 
mehr der Arbeitswille, sondern lediglich die 
staatliche Umverteilungs-Maschinerie.

geblichen Beweis unserer «Russland-Nähe» so-
wie unseres «Putin-Verstehertums». Ein Zuger 
Chef der SVP-Bundesfraktion erwähnte in einer 
Ratsdebatte beiläufig, dass es nicht sein dürfe, 
dass Nigerianer oder Iraker mit ukrainischen 
Pässen plötzlich 18-jährige Ukrainerinnen ver-
gewaltigen. Gewiss, das Bezugnehmen zum da-
maligen Einzelfall in Düsseldorf, bei welchem 
es mutmasslich zu einer Vergewaltigung einer 
Ukrainerin gekommen ist, hätte dringend er-
folgen müssen. Jedoch wurde von Medien und 
Politik auch hier gezielt eine Diskussion über 
angeblichen Rassismus lanciert, statt über den 
Inhalt und die doch drastische Warnung des 
SVP-Fraktionschefs zu sprechen.
Es ist selbsterklärend, dass es aufgrund der auf 

diese Beispiele folgenden, vernichtenden Me-
dienberichterstattung zu einigen Austritten aus 
unserer Partei gekommen ist. Bestimmt werden 
wir dadurch auch einige Wähler verloren haben. 
Doch, und dies ist der springende Punkt, wenn 
wir inhaltlich das Richtige sagten, müssen wir 
mit solchen Verlusten leben. Wir müssen als 
grösste Partei der Schweiz der Realität ins Auge 
blicken, dass alle pointierten Wortmeldungen 
unserer Vertreter zu unseren maximalen Un-
gunsten ausgelegt werden. In Bezug auf das 
grosse Ganze und auf einen längeren Zeitraum 
gesehen sind jene Medien-Kampagnen letztlich 
nichts weiter als Schmelzwasser, das die Aare 
runterfliesst.
Solange wir jene Nebensächlichkeiten nicht zur 

DNA unserer Partei hochstilisieren, werden wir 
erfolgreich bleiben.

Fazit
Unser internes Motto als Jungpartei sollte lau-
ten: Inhalte statt Nebensächlichkeiten, Themen 
statt Pöstchen, Kompass statt Windfahne. Kon-
zentrieren wir aus auf die erwähnten Stärken, 
bleiben wir unseren Grundwerten treu und igno-
rieren wir Geringfügigkeiten, die unser Enga-
gement für eine freie, sichere, unabhängige und 
neutrale Schweiz schwächen. Dann werden wir 
auch die kommenden Krisen – und sie werden 
kommen – meistern und uns ohne zu verbiegen 
für vernünftige, realitätsnahe Lösungen einset-
zen können.



16 Junge SVP Schweiz DIE IDEE 3/2022

JA! Politik interessiert mich!
Ich möchte der Jungen SVP beitreten als ¨ Aktivmitglied ¨ Passivmitglied ¨ Gönner
¨ Senden Sie mir die Zeitung DIE IDEE ein Jahr lang für nur Fr. 35.– nach Hause.
¨ Senden Sie DIE IDEE als Geschenk an:

¨ Wettbewerb: Lösung von Seite 5 

Name:  Vorname:

Adresse:

PLZ: Ort: Geb.-Dat.:

Telefon: E-Mail:

Datum:  Unterschrift:
Talon einsenden an: DIE IDEE, Postfach, 3001 Bern oder per Fax 031 981 41 61, idee@jsvp.chA
B

O
N

N
E

M
E

N
T

D
IE

 I
D

E
E

Von Nils Fiechter und Adrian Spahr,
Co-Parteipräsidenten Junge SVP Kanton Bern

Anhänger linker «Woke-Culture» betreiben Ausgrenzung wegen weisser Hautfarbe:

Der Konzert-Abbruch ist rassistisch und stereotypisch!

Eine Berner Alternativbeiz bricht ein Konzert ei-
ner Band ab, weil deren weisse Mitglieder Reg-
gae spielen, Rastafrisuren und afrikanische Klei-
dung tragen. Dabei handle es sich um «kulturelle 
Aneignung». Die Junge SVP Kanton Bern ist 
alarmiert, wie weit die übertriebene politische 
Korrektheit, die «Woke-Culture» auch in der 
Schweiz bereits fortgeschritten ist. Muss künftig 
allgemeingültig festgehalten werden, welcher 
Farbton die eigene Hautfarbe haben muss, um 
gewisse Kleider und Frisuren tragen zu dürfen? 
Offenbar reicht es der linken Woke-Bewegung 
nicht aus, lediglich ungenehme Meinungen aus-
zugrenzen – nun werden auch reine Äusserlich-
keiten zum Spielball scheinheiliger Rassismus-
Diskussionen.

Nach dem Abbruch eines Konzerts der Berner 
Band «Lauwarm» in einer linken Alternativbeiz 
und der damit verbundenen Begründung, die 
aus weissen Männern bestehende Band übe sich 
aufgrund ihrer Rastafrisuren und Reggae-Songs 
in «kultureller Aneignung», ist für die Junge 
SVP Kanton Bern klar: Die «Woke-Culture» hat 
auch in der Schweiz unsägliche Ausmasse ange-

nommen. Die im Grundsatz wichtige Diskussion 
über den Umgang mit Neonazis, Rassisten und 
Holocaust-Leugnern wird so immer wie mehr 
ad absurdum geführt – wahrhaftig rassistisch-
diskriminierende Äusserungen werden bagatel-
lisiert.

Die Begründung, Weisse mit Dreadlocks, die 
Reggeamusik spielen, agierten ausbeuterisch, 
ist in doppelter Hinsicht widersprüchlich und 
falsch. Gerade das ausschliessliche Zuordnen 
einzelner persönlicher Eigenschaften wie dem 
Lifestyle (Kleidung, Musik, Frisur) an eine Per-
sonengruppe mit bestimmter Herkunft und Haut-
farbe ist in seiner ursprünglichsten Form: rassi-
stisch und stereotypisch! «Der Konzert-Abbruch 
ist das einzig Rassistische, was in letzter Zeit in 
der Brasserie Lorraine vorgefallen ist – hiermit 
wurden die Bandmitglieder diskriminiert, weil 
sie weiss sind!», sagt 
Nils Fiechter, Co-Par-
teipräsident der Jun-
gen SVP Kanton Bern.

Mit der vorliegenden 
neuesten Diskussion 
über Rassismus und 
politische Korrektheit 
hat die «Woke-Cul-
ture» in der Schweiz 
in Sachen Abstrusi-
tät und Realitätsfer-
ne ihren vorläufigen 
Höhepunkt erreicht. 
Linke Anhänger jener 
Verbots-Mentalität 
wollen nicht nur kon-
trollieren, was wir zu 
denken, lesen, hören 
und sagen haben – nun 
werden gar Konzerte 

abgebrochen, weil einzelne Bandmitglieder un-
genehme Frisuren tragen. Adrian Spahr, Co-
Parteipräsident Junge SVP Kanton Bern fragt 
sich: «Muss ich künftig dauerhaft mit einer 
Make-Up-Farbskala umherlaufen um überprü-
fen und korrigieren zu können, ob meine Haut 
situativ dunkel genug ist, um Flip-Flops tragen 
zu dürfen oder doch eher auf Sandalen mit So-
cken umsteigen zu müssen?!».

Im Rahmen der von der nationalen Jungen SVP 
aktuell geführten «Stop-Woke!»-Kampagne 
weist die Junge SVP Kanton Bern eindring-
lich auf die Gefahr übertriebener politischer 
Korrektheit gegenüber unserer freiheitlichen 
Gesellschaft hin. Scheinbar sind einige linke 
Befürworter jener Ideologie heutzutage so weit 
vom Rand abgedriftet, dass sie am anderen – ras-
sistischen – Ende wieder auftauchen.

Die Berner Band «Lauwarm»

Bild: zvg


